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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Markus (Tessa) Ganserer, 
Benjamin Adjei, Kerstin Celina, Barbara Fuchs, Christina Haubrich, Claudia Köh-
ler, Andreas Krahl, Eva Lettenbauer, Tim Pargent, Stephanie Schuhknecht und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Unrecht anerkennen – weitere Menschenrechtsverletzungen an intergeschlecht-
lichen und transgeschlechtlichen Menschen beenden 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag stellt fest: 

─ Geschlechtszuweisende Operationen an Neugeboren sind Menschenrechtsverlet-
zungen und damit Unrecht. 

─ Das Transsexuellengesetz (TSG) von Januar 1981 war und ist bis zum heutigen 
Tag Unrecht. Dieses Gesetz ist Grundlage für Menschenrechtsverletzungen und 
Diskriminierungen. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich gegenüber der Bundesregierung dafür ein-
zusetzen, dass das Unrecht, das intergeschlechtlichen und transgeschlechtlichen Men-
schen aufgrund der bisherigen Gesetzgebung widerfahren ist, als solches anerkannt 
wird und die Betroffenen angemessen entschädigt werden. 

Darüber hinaus wird die Staatsregierung aufgefordert, auf Bundesebene darauf hinzu-
wirken, dass entsprechende Gesetzesinitiativen gestartet werden: 

─ für ein Verbot von geschlechtszuweisenden Operationen an Neugeborenen und 
nicht-einwilligungsfähigen Kleinkindern, 

─ für die Abschaffung des Transsexuellengesetzes, 

─ für die Selbstbestimmung von Namen und Geschlechtseintrag durch ein Selbstbe-
stimmungsgesetz. 

 

 

Begründung: 

Wie nach über 40 Jahren Diskurs nun inzwischen auch das Bundesministerium der 
Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) und das Bundesministerium des Inneren, für 
Bau und Heimat (BMI) zu Recht in ihrem Referentenentwurf zur TSG-Reform feststel-
len, sind die geltenden Bestimmungen für Menschen, die nicht ihrer geburtsgeschlecht-
lichen Zuweisung angehören, eine Diskriminierung für betreffende Personen. 

In einem Grundsatzurteil des Bundesverfassungsgerichtes wurde 2011 die bis dahin 
geltende Regelung einer für eine Personenstandsänderung verpflichtenden Operation 
zur genitalen Geschlechtsangleichung und zur Herstellung der Unfruchtbarkeit außer 
Kraft gesetzt. Die bis dahin geltende Praxis wurde für „menschenrechtswidrig“ erklärt, 
weil diese medizinischen Eingriffe eine nicht notwendige „schwere Beeinträchtigung der 
körperlichen Unversehrtheit“ darstellen (1 BVR 3295/07: Rn 52). Die Unrechtmäßigkeit 
einiger Regelungen im TSG ist also höchstrichterlich festgestellt. 
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Bezugnehmend auf die aktuelle Entwicklung ist die Feststellung zu treffen, dass der 
Referentenentwurf eines Gesetzes zur Neuregelung der Änderung des Geschlechtsein-
trages von BMJV und BMI vom 8. Mai 2019 das Unrecht durch Fremdbestimmung wei-
ter fortschreibt. Vor dem Hintergrund, dass Bayern das Bundesland mit den zweithäu-
figsten Verfahren nach dem TSG in Deutschland ist, ist eine Vorreiterrolle bei der Wie-
dergutmachung der verletzten Menschenwürde von Trans*Personen angebracht. Die 
Staatsregierung wird daher aufgefordert, sich dafür einzusetzen, die Verletzung der 
Menschenwürde durch die Verpflichtung zu genitalen Operationen sowie Begutachtun-
gen der geschlechtlichen Zugehörigkeit anzuerkennen und damit einhergehend Ent-
schädigungen zur Wiedergutmachung zu entwickeln. 

Trans*Personen müssen selbstbestimmt, eigenverantwortlich und selbstbewusst in ihre 
Transition gehen können. 

Die Änderung des Personenstands und des Vornamens müssen kostenlos, frei und 
selbstbestimmt möglich sein. 

Im Hinblick auf die Situation von intergeschlechtlichen Menschen ist zu konstatieren, 
dass genitalchirurgische Operationen weiterhin durchgeführt werden: Im Zeitraum 2005 
bis 2016 wurden jedes Jahr über 1.800 feminisierende oder maskulinisierende chirurgi-
sche Eingriffe durchgeführt, wenn körperliche Merkmale nicht den gesellschaftlichen 
Normen der Zweigeschlechterordnung entsprachen. Obwohl ärztliche Leitlinien auf die 
negativen Folgen hinweisen und Betroffene häufig lebenslang psychisch darunter lei-
den, ist die Zahl dieser körperverletzenden, sogenannten geschlechtsanpassenden 
Operationen nicht rückläufig. Entgegen der Vereinbarung im Koalitionsvertrag der Bun-
desregierung existiert immer noch kein entsprechendes gesetzliches Verbot. Letztes 
Jahr wurde Deutschland erneut von den Vereinten Nationen dafür kritisiert, dass wei-
terhin unnötige Operationen an intergeschlechtlichen Kindern vorgenommen werden. 

Bezug genommen werden soll nun auf die Auseinandersetzung über die Anerkennung 
von Entschädigungen für schwule Männer aufgrund einer Verurteilung nach dem § 175 
StGB. Hierbei wurde festgestellt, dass es die Aufgabe aller staatlichen Gewalt ist, die 
durch Art. 1 GG festgelegte unantastbare Würde des Menschen zu schützen. Daher 
besteht auch „die Aufgabe der Rehabilitierung und Wiedergutmachung, wenn Men-
schen durch die staatliche Gewalt in ihrer Menschenwürde verletzt worden sind“ (Bruns 
2011, S. 41). Auch wenn transgeschlechtliche Personen, die die Regelungen zu einer 
Personenstandsänderung bis 2011 erfüllt haben, dazu nicht im juristischen Sinne „ver-
urteilt“ wurden, handelt es sich um eine vergleichbare menschenrechtswidrige Gesetz-
gebung. Und dies trifft ebenso auf betreffende intergeschlechtliche Personen zu, an 
denen nicht-einwilligungsfähig eine genitalchirurgische Operation vorgenommen 
wurde. 

 



gebraucht, um nachzulesen, was wir von der FDP am 27.01.2019 auf dem Bun-
desparteitag beschlossen haben? Ihr müsst einfach schneller lesen, dann würdet 
ihr schneller an den Bürokratieabbau herangehen.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Fabian Mehring (FREIE WÄHLER))

Auf alle Fälle ist es so: Ihr redet die ganze Zeit darüber, dass man dieses A1-Pa-
pier braucht. Alle reden von kurzfristigen Reisen für Stunden. Nur: Das weiß ich 
vier Tage vorher nicht. Ich weiß vier Tage vorher nicht, dass ich nur kurzfristig ins 
Ausland muss. Was ist denn mit den ganzen Servicetechnikern, die wir ins Ausland 
schicken, um unsere Maschinen zu reparieren? Was ist mit denen? Dürfen die 
dann nicht mehr reisen? Gott sei Dank sind die mittlerweile so klug, dass sie im 
Hotel nicht mehr die Firmenadresse angeben, sondern eine Privatadresse, damit 
sie das umgehen können. In der Schweiz wird überall danach gefragt. Schön vor-
sichtig sein für die Leute. Es funktioniert nicht. Wenn eine Maschine kaputt ist, ich 
einen 24-Stunden-Garantieservice habe und dann aus Deutschland ein Techniker 
kommen muss, um das zu reparieren, kann er nicht sagen: 24 Stunden, aber das 
fängt erst in vier Tagen an, wenn ich die Genehmigung habe. – Das ist doch voll-
kommen unpraktikabel!

(Beifall bei der FDP)

Bürokratie! Das Institut für Mittelstandsforschung hat mal ausgerechnet, was uns 
Bürokratie in den Unternehmen im Jahr kostet. In einem mittelständischen Betrieb 
mit unter zehn Leuten kostet das im Jahr pro Mitarbeiter 3.759 Euro – nur die Bü-
rokratie. Günstiger wird es erst dann, wenn man über zwanzig Mitarbeiter hat. 
Dann kostet es einen nämlich nur noch ungefähr 1.976 Euro. Leute, wir müssen 
etwas tun! Wir überlasten kleine Unternehmen. Die können nicht wachsen, weil die 
Auflagen so hoch sind. Das ist ein wunderbares Beispiel: Wenn ich nach Ungarn 
fahre – dort habe ich meinen Betrieb –, müsste ich theoretisch nur für Ungarn be-
antragen. Was ist, wenn ich unterwegs im Auto telefoniere? Womöglich geschäft-
lich? Was habe ich dann? Es merkt schon keiner. – Leute, wenn wir uns an Recht 
und Gesetz halten wollen, müssten wir auch das alles melden! Das ist Quatsch! 
Der beste Vorschlag kam von Herrn Dorow, und zwar mit der Krankenversiche-
rungskarte. Ich habe vorhin nachgeguckt, ob ich sie dabeihabe. Ich habe sie dabei. 
Da steht eigentlich alles drauf, was nötig ist. Leute, weg damit! Ich bitte die Regie-
rung, sich einzusetzen, dieses Ding auf alle Fälle zu kippen. Weg damit! Das 
braucht kein Mensch, das kostet nur Geld und Zeit und schafft Rechtsunsicherheit. 
Wir werden dem Antrag der CSU wirklich gerne zustimmen.

(Beifall bei der FDP, der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Weitere Wortmeldungen liegen 
mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 18/2124 seine Zustimmung geben 
will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktion der FREIEN WÄH-
LER, die CSU-Fraktion, die FDP-Fraktion, die AfD-Fraktion und die beiden frakti-
onslosen Abgeordneten. Wer stimmt dagegen? – Das ist die Fraktion der SPD. 
Wer enthält sich? – Fraktion der GRÜNEN. Damit ist dieser Dringlichkeitsantrag 
angenommen. 

Die weiteren Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 18/2125 mit 18/2128 
sowie 18/2143 werden in die zuständigen federführenden Ausschüsse verwiesen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 auf:

Protokoll 18/20
vom 23.05.2019
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Markus (Tessa) Ganserer u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 18/2125 

Unrecht anerkennen - weitere Menschenrechtsverletzungen an intergeschlecht-
lichen und transgeschlechtlichen Menschen beenden 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Markus (Tessa) Ganserer 
Mitberichterstatter: Josef Schmid 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parla-
mentsfragen und Integration federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse 
haben sich mit dem Dringlichkeitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 13. Sit-
zung am 6. Juni 2019 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Petra Guttenberger 
Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Markus (Tessa) Ganserer, Benjamin Adjei, Kerstin Celina, Barbara Fuchs, 
Christina Haubrich, Claudia Köhler, Andreas Krahl, Eva Lettenbauer, Tim 
Pargent, Stephanie Schuhknecht und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 18/2125, 18/2784 

Unrecht anerkennen – weitere Menschenrechtsverletzungen an intergeschlecht-
lichen und transgeschlechtlichen Menschen beenden 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Karl Freller 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Alexander Hold



Dritter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten, eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 4)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 4)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen sowie der Abgeord-

nete Plenk (fraktionslos). Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Der Abgeordnete Swo-

boda (fraktionslos) enthält sich. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Bevor ich Tagesordnungspunkt 19 aufrufe, gebe ich Ihnen bekannt, dass im Rahmen 

dieses Tagesordnungspunktes die noch offenen Ersten Lesungen aus der gestrigen 

Sitzung aufgerufen werden. Es sind dies die Ersten Lesungen zu den Gesetzentwür-

fen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein Bayerisches Klimagesetz und der 

FDP-Fraktion zur Errichtung eines Richterwahlausschusses.
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